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gente für Energieträger erfolgen. Die Zuführungen betragen 
50 % der Einsparungen in Mark gegenüber den Kosten, die 
der Jahressumme der Quartalskontingente für Energieträ­
ger entsprechen. Für den Teil dieser Einsparungen, für den 
Kontingentrückgaben vor Beginn des jeweiligen Quartals er­
folgen, können zusätzlich 10 % der Einsparungen dem Lei­
stungsfonds zugeführt werden.

(2) Bei Überschreitung von Kontingenten einzelner Energie­
träger sind die dadurch entstandenen Mehrkosten von den 
Einsparungen bei den übrigen Energieträgern abzusetzen.

§3
Senkung des Verbrauchs von Grundmaterial

(1) Zur Stimulierung eines niedrigen Verbrauchs von 
Grundmaterial können Zuführungen zum Leistungsfonds in 
Höhe von 10 M je Arbeiter und Angestellten (VbE Ist-Jahres­
durchschnitt) bei Einhaltung der staatlichen Planauflage 
„Grundmaterialkosten je 100 M Warenproduktion“! vorge­
nommen werden.

(2) Werden die „Grundmaterialkosten je 100 M Warenpro­
duktion“ gegenüber der staatlichen Planauflage unterschrit­
ten, können für jedes Prozent der Unterschreitung 10 M je 
Arbeiter und Angestellten (VbE Ist-Jahresdurchschnitt) dem 
Leistungsfonds zugeführt werden. Diese Zuführungen dürfen 
50 % des Wertes des eingesparten Grundmaterials nicht über­
schreiten.

(3) Für die vom Bilanzorgan bestätigte bzw. revisionsfähig 
nachweisbare Rückgabe von Bilanzanteilen für Importmateria} 
aus dem NSW können die Betriebe über die Zuführungen ge­
mäß den Absätzen 1 und 2 hinaus bis zu 10% des durch Itn- 
portablösung bzw. reduzierten Materialeinsatz je Erzeugnis­
einheit eingesparten Betrages dem Leistungsfonds zusätzlich 
zuführen. Die Höhe des von den Betrieben anzuwendenden 
Prozentsatzes ist durch den Generaldirektor des Kombinates 
oder den Leiter des übergeordneten Organs nach Bestätigung 
durch den zuständigen Minister differenziert festzulegen. Für 
diese Zuführungen ist Bedingung, daß die staatliche Planauf­
lage „Grundmaterialkosten je 100 M Warenproduktion“ min­
destens eingehalten wird.

§4
Steigerung der Arbeitsproduktivität

(1) Zur Stimulierung der Steigerung der Arbeitsproduktivi­
tät können Zuführungen zum Leistungsfonds für die Über­
bietung und Übererfüllung der staatlichen Aufgabe bzw. 
staatlichen Planauflage „Arbeitsproduktivität“ vorgenommen 
werden. Die Höhe der Zuführungen ist abhängig vom Zu­
wachs gegenüber dem Vorjahr. Die Berechnung der Zufüh­
rungen ist nach Ziff. 1 der Anlage vorzunehmen.

(2) Für die Zuführung zum Leistungsfonds aus der Steige­
rung der Arbeitsproduktivität gemäß Abs. 1 ist Bedingung, 
daß die staatliche Planauflage „Kosten je 100 M Warenpro­
duktion“ nicht überschritten wird.

§5
Verbesserung der Qualität

(l) Zur Stimulierung einer hohen Qualität der Erzeugnisse 
können Zuführungen zum Leistungsfonds in Höhe von maxi­
mal 25 % der Preiszuschläge für Erzeugnisse mit dem Güte­
zeichen „Q“ und der Zusatzgewinne für neue und weiterent­
wickelte Erzeugnisse erfolgen. Die Berechnung ist nach Ziff. 2 
der Anlage vorzunehmen. Die Höhe des von den Betrieben 
anzuwendenden Prozentsatzes ist durch den Generaldirektor 
des Kombinates oder den Leiter des übergeordneten Organs 
nach Bestätigung durch den zuständigen Minister differen­
ziert festzulegen.

1 Im Bereich des Ministeriums für Kohle und Energie gelten für 
diese Kennziffer die bestätigten zweigspezifischen Regelungen.

(2) Die Zuführungen gemäß Abs. 1 sind an die Bedingung 
gebunden, daß die staatlichen Planauflagen „Industrielle Wa­
renproduktion zu IAF“

— mit Gütezeichen „Q“ ;
— mit Gütezeichen „1“ ;
— mit Attestierungszeichen
unter Beachtung der Festlegung in Ziff, 3 der Anlage minde­
stens erfüllt werden. .

(3) Zur Stimulierung einer hohen Qualität der Produktion 
in Betrieben, deren Erzeugnisse nicht der Güteklassifizierung 
unterliegen, haben die zuständigen Minister mit Zustimmung 
des Präsidenten des Amtes für Standardisierung, Meßwe­
sen und Warenprüfung, des Vorsitzenden der Staatlichen Plan­
kommission, des Leiters des Amtes für Preise und des Mini­
sters der Finanzen spezifische Zuführungskriterien festzule­
gen.

Senkung der Kosten für Ausschuß,
Nacharbeit und Garantieleistungen

Zur Stimulierung einer hohen Qualität der Produktion kön­
nen Zuführungen zum Leistungsfonds bis zu 10 % der aus 
der „Senkung der Kosten für Ausschuß, Nacharbeit und Ga­
rantieleistungen in Mark je 1 000 M industrielle Warenpro­
duktion zu BP“ gegenüber dem Vorjahr erreichten Kosten­
einsparung erfolgen.' Basis für die Berechnung der Einspa­
rung sind die tatsächlichen Kosten für Ausschuß, Nacharbeit 
und Garantieleistungen in Mark je 1 000 M industrielle Wa­
renproduktion des Vorjahres, höchstens jedoch die dafür im 
Vorjahr erteilte staatliche Planauflage. Die Höhe des von den 
Betrieben anzuwendenden Prozentsatzes ist durch den Ge­
neraldirektor des Kombinates oder den Leiter des überge­
ordneten Organs nach Bestätigung durch den zuständigen Mi­
nister differenziert festzulegen.

§7
Spezielle Regelungen

(1) Die Minister für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirt- 
schaft, Verkehrswesen, Umweltschutz und Wasserwirtschaft 
sowie für Handel und Versorgung haben in Abstimmung mit 
dem Minister der Finanzen und dem Vorsitzenden der Staatli­
chen Plankommission für die ihnen unterstellten Produktions­
betriebe spezifische Zuführungskriterien zum Leistungsfonds 
der Betriebe festzulegen.

(2) Die Industrieminister legen in Abstimmung mit dem Mi­
nister der Finanzen und dem Vorsitzenden der Staatlichen 
Plankommission spezifische Zuführungskriterien für die ihnen 
unterstellten Anlagenbaubetriebe fest.

§ 8
Finanzierung der Zuführungen zum Leistungsfonds

(1) Die Zuführungen zum Leistungsfonds sind von den Be­
trieben aus Nettogewinn zu finanzieren, der über die staat­
liche Aufgabe bzw. staatliche Planauflage hinaus erwirt­
schaftet wird. Dazu ist überbotener und überplanmäßig er­
wirtschafteter Nettogewinn entsprechend den Rechtsvorschrif­
ten1 2 einzusetzen.

(2) Die Zuführungen zum Leistungsfonds dürfen nicht zu 
Lasten der Nettogewinnabführung an den Staat erfolgen. Sie 
sind in der Höhe vorzunehmen, wie die Zuführungskriterien 
gemäß §§ 2 bis 7 am Jahresende tatsächlich erfüllt wurden, 
höchstens jedoch 300 M je Arbeiter und Angestellten (VbE 
Ist-Jahresdurchschnitt). Die zuständigen Minister können in 
Abstimmung mit dem Minister der Finanzen, dem Vorsit­
zenden der Staatlichen Plankommission und dem Bundesvor-

2 Anordnung vom 28. Januar 1982 über die Finanzierungsrichtlinie 
für die volkseigene Wirtschaft (GBl. I Nr. 5 S. 113)


